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ARGE SGB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

A. Prüfungsauftrag

Seite 1

Der Liquidator hat uns mit Schreiben vom 22. Dezember 2015 mit der Prüfung der Liquida­

tionseröffnungsbilanz der

ARGE 5GB 11 Halle GmbH i.L.

(im Folgenden: Gesellschaft)

beauftragt.

Über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgenden Bericht, der unter Be­

achtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (lDW

PS 450) abgefasst wurde.

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit

beurteilt werden kann, ob die Bilanz frei von wesentlichen Mängeln ist. Im Rahmen der Prü­

fung werden Nachweise für die Angaben in der Bilanz auf der Basis von Stichproben beur­

teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und

Gliederungsgrundsätze. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si­

chere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an­

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Dem Auftrag liegen die als Anlage IV beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 01. Januar

2002 zu Grunde. Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach § 323 HGB. Im Verhältnis zu

Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend.

Henschke und Partner mbB
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

B. Durchführung der Prüfung

1. Gegenstand der Prüfung

Seite 2

Wir haben die Liquidationseröffnungsbilanz und den erläuternden Bericht zum 01. Januar

2011 geprüft. Die Aufstellung der Liquidationseröffnungsbilanz liegt in der Verantwortung

des Liquidators der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns

durchgeführten pflichtgemäßen Prüfung ein Urteil über die Liquidationseröffnungsbilanz

zum 01. Januar 2011 abzugeben.

Die Aufstellung der Liquidationseröffnungsbilanz und deren Prüfung haben in entspre­

chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des HGB für kleine Kapitalge­

sellschaften zu erfolgen.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den

Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise

Rückwirkungen auf die Bilanz ergeben.

2. Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Wir haben den uns erteilten Auftrag im Monat Januar 2016 in den Geschäftsräumen der

Gesellschaft durchgeführt. Die abschließenden Arbeiten sowie die Erstellung des Prü­

fungsberichtes wurden in unseren Büroräumen vorgenommen.

Ausgangspunkt der Prüfung war die von der Gesellschaft erstellte Eröffnungsbilanz zum

01. Januar 2011.

Als Prüfungsunterlagen wurden uns insbesondere vorgelegt:

- Summen- und Saldenbilanz,

- Liquidationseröffnungsbilanz zum 01. Januar 2011,

- Buchhaltungsunterlagen,

- Verträge.

Bei unserer Prüfung haben wir die Grundsätze der §§ 316 ff. HGB unter entsprechender

Beachtung der vom IDW aufgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von

Abschlussprüfungen und der Prüfungsstandards "Ziele und Allgemeine Grundsätze der

Henschke und Partner mbB
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale) Seite 3

Durchführung von Abschlussprüfungen (IDW PS 200)", "Rechnungslegungs- und Prü­

fungsgrundsätze für die Abschlussprüfung (IDW PS 201)" beachtet.

Im Rahmen der Prüfung sind wir von einem risiko- und systemorientierten Prüfungsansatz

ausgegangen. Dabei haben wir eine allgemeine Risikobeurteilung und die Risikoeinschät­

zung einzelner Prüffelder vorgenommen.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des EDV-Buchführungssystems der Gesellschaft

wurde nicht durch uns vorgenommen. Unsere Stichproben ergaben jedoch keine Bean­

standungen bezüglich der Arbeitsweise der eingesetzten Programme.

Unsere Prüfungshandlungen waren darauf gerichtet, ein Urteil über die Ordnungsmäßig­

keit der Buchführung und die Übereinstimmung der daraus entwickelten Bilanz mit den

gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertra­

ges sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung zu ermöglichen.

Einzelfallprüfungen erstreckten sich auf eine teils stichprobenweise, teils vollständig

durchgeführte Belegprüfung sowie die Prüfung der Einhaltung der Gliederungs-, Vollstän­

digkeits- und Bewertungsvorschriften der Bilanz.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden durch schriftliche Unter­

lagen nachgewiesen. Des Weiteren wurde ein Abgleich mit dem Jahresabschluss der Ge­

sellschaft zum 31. Dezember 2010 vorgenommen.

Guthaben bei Kreditinstituten wurden anhand von Saldenbestätigungen überprüft.

Neben der Kontrolle der Inanspruchnahme und der Auflösung bestehender Rückstellun­

gen richtete sich unsere Prüfungstätigkeit vor allem auf die Erfassung aller wesentlichen,

erkennbaren Risiken des Geschäftsbetriebes der Gesellschaft.

Im Rahmen der Prüfung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen wurden

keine Saldenbestätigungen eingeholt, sondern ein Abgleich mit dem Jahresabschluss der

Gesellschaft zum 31. Dezember 2010 vorgenommen.

Uns wurden die Bestätigungen der zum Bilanzstichtag bestehenden Salden, Unter­

schriftsberechtigungen und Konditionen von den kontoführenden Kreditinstituten des Be­

richtszeitraumes vorgelegt.

Henschke und Partner mbB
Wirtschaftsprüfu ngsg esellschaft
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale) Seite 4

Im Rahmen unserer Prüfung wurden vom Liquidator die zur Durchführung erbetenen Aus­

künfte und Nachweise bereitwillig und vollständig erteilt. Als Auskunftspersonen standen ins­

besondere zur Verfügung:

- Herr Jan Kaltofen, Liquidator

- Frau Karin Bieler, Steuerberaterin.

Darüber hinaus wurden alle angeforderten Unterlagen und Nachweise unverzüglich zur Ver­

fügung gestellt.

Die Richtigkeit und die Vollständigkeit der für die Prüfung erforderlichen Angaben wurden

vom Liquidator in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung bestätigt, die wir zu unseren

Akten genommen haben. Danach hat die Geschäftsleitung bestätigt, dass in den uns vorge­

legten Büchern und Unterlagen alle buchungspflichtigen Geschäftsvorfälle erfasst und in der

Eröffnungsbilanz zum 01. Januar 2011 alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Ver­

pflichtungen, Wagnisse und Risiken berücksichtigt worden sind. Vorgänge von besonderer

Bedeutung haben sich nach dieser Erklärung nach dem Abschlussstichtag nicht ereignet.

Henschke und Partner mbB
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ARGE SGB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

C. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Seite 5

Die Finanz- und Anlagenbuchhaltung wurde durch die ARGUS Steuerberatungsgesell­

schaft mbH, Halle (Saale) mit dem System DATEV, Kanzlei Rechnungswesen-Pro erstellt.

Eine Systemprüfung des eingesetzten Finanzbuchhaltungs- und Anlagenbuchhaltungs­

systems haben wir nicht vorgenommen. Die Ordnungsmäßigkeit des DATEV - Buchfüh­

rungsprogrammes wurde zuletzt durch Einzelsystemprüfung der Ernst & Young Deutsche

Allgemeine Treuhand Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in Nürnberg,

am 28. Februar 2014 bestätigt.

Die Sicherheit der für die Zwecke der IT gestützten Rechnungslegung verarbeiteten Daten

ist gewährleistet.

Alle auf die Gesellschaft ausgestellten Rechnungen und Belege werden leicht auffindbar

abgelegt. Handels- und steuerrechtliche Bestimmungen wurden bei der Buchung der Ge­

schäftsvorfälle beachtet. Die Belege und Schriftstücke werden in Lose-Blatt-Form aufbe­

wahrt.

Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsmäßig und zeitnah geführt. Die Belegfunktion

ist erfüllt. Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach un­

seren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen des Gesell­

schaftsvertrages. Der Kontenplan entspricht den Gegebenheiten der Gesellschaft und den

Anforderungen an Klarheit und Übersichtlichkeit.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist das Inventar der Gesellschaft vollständig in den

Büchern der Gesellschaft enthalten.

Henschke und Partner mbB
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

2. Jahresabschluss

2.1. Stellungnahme zur Gesamtaussage der Eröffnungsbilanz zum 01. Januar 2011

2.1.1. Ordnungsmäßigkeit der Bilanz zum 01. Januar 2011

Seite 6

Die zur Prüfung vorgelegte Liquidationseröffnungsbilanz zum 01. Januar 2011 ist ord­

nungsmäßig aus den Büchern und den sonstigen dazu notwendigen Aufzeichnungen der

GmbH entwickelt. Als Grundlage diente die von uns geprüfte Schlussbilanz zum 31. De­

zember 2010 der Gesellschaft.

Die Liquidationseröffnungsbilanz ist in entsprechender Anwendung der deutschen han­

deisrechtlichen Vorschriften (§§ 266 und 275 HGB) über die Rechnungslegung aufge­

stellt.

2.1.2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bewertungsgrundlagen i. S. d. § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB umfassen die Bilanzierungs­

und Bewertungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vermögensgegenständen und

Schulden maßgeblichen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von Ermes­

sensspielräumen).

Wertbestimmende Faktoren ergeben durch Verknüpfung mit den am Abschlussstichtag

vorhandenen Bestandsgrößen von Vermögensgegenständen und Schulden die im Jah­

resabschluss angesetzten Buchwerte.

Parameter sind in der Regel durch Marktpreise oder allgemein akzeptierte Standardwerte

objektivierte Faktoren, während Annahmen über künftige Entwicklungen subjektive Fakto­

ren der Wertbestimmung sind, deren Festlegung unter Berücksichtigung der Rechnungs­

legungsgrundsätze im Ermessen der gesetzlichen Vertreter liegt.

Ermessensspielräume beruhen auf unsicheren Erwartungen bei der Bestimmung von

Schätzgrößen und den diesen zu Grunde gelegten Annahmen. Daraus resultiert bei vielen

Posten eine Bandbreite zulässiger Wertansätze.

Henschke und Partner mbB
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ARGE SGB II Halle GmbH LL,
Halle (Saale)
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Seite 7

Im Rahmen der Erläuterung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist insbesonde_

re die Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten von Bedeutung, weil mit

derartigen Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter eine Einflussnahme auf die Ge­

samtaussage der Liquidationseröffnungsbilanz zum 01, Januar 2011 ermögiicht wird,

Wesentliche Bewertungsgrundlagen sind solche, die einzeln oder im Zusammenwirken

mit anderen Bewertungsgrundlagen für die Information der Berichtsadressaten von Be­

deutung sind, weil sie die Gesamtaussage des Jahresabschlusses wesentlich beeinflus­

sen,

Die Bewertung der Sachanlagen erfolgt grundsätzlich zu Anschaffungs- und Herstellungs­

kosten, die sich aus den Kaufpreisen für den Erwerb ergeben, Im Rahmen der Aufstellung

der Liquidationseröffnungsbilanz wurden die Anschaffungskosten mit den in den Sonder­

posten eingestellten Zuschüssen verrechnet.

Die Sonderposten betreffen Zuschüsse zur Finanzierung des Anlagevermögens. Sie wur­

den im Rahmen der Aufstellung der Liquidationseröffnungsbilanz von den Anschaffungs­

kosten bzw. des Restbuchwertes der geförderten Wirtschaftsgüter abgesetzt.

Die Rückstellungen wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. Abzinsungen wurden

aufgrund der Fristigkeit nicht erforderlich.

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Bilanzierungs- und Bewertungs­

entscheidungen der gesetzlichen Vertreter obliegt nicht uns als Abschlussprüfer. Sie sind

als geschäftspolitische Entscheidungen von den Adressaten des Berichts zu beurteilen.

2,1.3. Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Gegenüber der Vorjahresbilanz zum 31. Dezember 2010 wurden bis auf die Verrechnung

der Sonderposten mit dem Anlagevermögen keine Änderungen bei den wesentlichen Be­

wertungsgrundlagen (Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Ände­

rungen der wertbestimmenden Faktoren, Änderungen in der Ausnutzung von Ermessens­

spielräumen) vorgenommen.

Henschke und Partner mbB
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

2.1.4. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Seite 8

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen

Auswirkungen auf die Gesamtaussage der Bilanz lagen nach dem Ergebnis unserer Prü­

fungshandlungen im Prüfungszeitraum nicht vor.

2.1.5. Aufgliederungen und Erläuterungen

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit

dies zum Verständnis der Gesamtaussage der Liquidationseröffnungsbilanz zum 01. Ja­

nuar 2011, insbesondere zur Erläuterung der Bewertungsgrundlagen und deren Änderun­

gen sowie der sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, er­

forderlich ist.

Die Erläuterung erfolgt auf den nachfolgenden Seiten. Eine weitere Darstellung der Ver­

mögens-, Finanz- und Ertragslage ist auf Grund der Liquidation obsolet.

Die uns zur Prüfung vorgelegte Liquidationseröffnungsbilanz zum 01. Januar 2011 ist

ordnungsmäßig aus den Büchern und den sonstigen dazu notwendigen Aufzeichnungen

der Gesellschaft entwickelt.

2.1.6. Feststellungen zur Gesamtaussage der Bilanz zum 01. Januar 2011

Die von der Gesellschaft bei der Aufstellung der Liquidationseröffnungsbilanz zum 01. Ja­

nuar 2011 angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden stetig zum Vor­

jahr angewendet. Die Ermessensspielräume wurden von der Gesellschaft im Rahmen der

gesetzlichen Möglichkeiten ausgenutzt.

Henschke und Partner mbB
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Forderungen gegen Kapitel 7
Forderungen gegen Kapitei 0912
Forderungen gegen Stadt Haile aus KFA
Forderungen gegen Kapitel 8807
Debitorische Kreditoren

ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

2.2. Aufgliederung und Erläuterungen der Posten der Bilanz zum 01. Januar 2011

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände beinhaiten

01.01.2011
EUR

72.108,74
790,50

0,00
7.474,88
2.135,55

82.509,67

Seite 9

Das ausgewiesene Guthaben bei Kreditinstituten stimmt mit dem Kontoauszug per 31.

Dezember 2010 überein.

Das Eigenkapital i.H.v. EUR 25.000,00 setzt sich wie folgt zusammen:

Stadt Halie EUR 12.600,00

Agentur für Arbeit Halle EUR 12.400,00

Unter den Rücksteilungen i.H.v. EUR 6.000,00 werden die internen und externen Kosten

der Jahresabschlussersteilung und -prüfung 2010 ausgewiesen.

Die Verbindlichkeiten setzen sich wie foigt zusammen:

Verbindlichkeiten gegenüber Kapital 7

Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Haile

Henschke und Partner mbB
Wirtsehaftsprüfungsgesel Isehaft

Steuerberatungsgesellsehaft

01.01.2011
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

D. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung

Seite 10

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir der Liquidationseröffnungs­

bilanz zum 01. Januar 2011 der ARGE SGB II Halle GmbH i.L., unter dem Datum 03. Febru­

ar 2016 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergege­

ben wird:

"Bestätigungsvermerk

Wir haben die Liquidationseröffnungsbilanz und den erläuternden Bericht der ARGE SGB 11

Halle GmbH in Liquidation zum 01. Januar 2011 geprüft. Die Aufstellung der Liquidationser­

öffnungsbilanz und des erläuternden Berichts nach den deutschen handelsrechtlichen und

den ergänzenden gesellschaftsrechtlichen Vorschriften liegt in der Verantwortung der liqui­

datoren der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge­

führten Prüfung eine Beurteilung über die Liquidationseröffnungsbilanz und über den erläu­

ternden Bericht abzugeben.

Wir haben unsere Prüfung entsprechend § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­

prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un­

richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Liquidationseröffnungsbilanz und den erläutern­

den Bericht wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest­

legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über

das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mög­

liche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs­

legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in der Liqui­

dationseröffnungsbilanz und dem erläuternden Bericht überwiegend auf der Basis von Stich­

proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund­

sätze und der wesentlichen Einschätzungen der Liquidatoren sowie die Würdigung der Ge­

samtdarstellung der Liquidationseröffnungsbilanz und des erläuternden Berichts. Wir sind

der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei­

lung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Henschke und Partner mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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ARGE 5GB Il Halle GmbH i.L.
Halle (Saale) Seite 11

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspre­

chen die Liquidationseröffnungsbilanz und der erläuternde Bericht den deutschen handeis­

rechtlichen und den ergänzenden gesellschaftsrechtlichen Vorschriften und vermitteln unter

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis­

sen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft."

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen

Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfun­

gen (IDW PS 450).

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü­

fungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weiter­

gabe der Bilanz in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor

unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf

unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Halle (Saale), den 03. Februar 2016

Henschke und Partner mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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Marcus van den Broek

Wirtschaftsprüfer
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..,..-------------------------------------------------
ARGE SGB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

Bilanz zum 01. Januar 2011

Anlage I

ß,KTIVA

UMLAUFVERMÖGEN

PASSIVA

01.01.2011
EUR

A. EIGENKAPITAL

01.01.2011
EUR

I. Forderungen und sonstige Vermögens­
gegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

2. Sonstige Vermögensgegenstände

11. Bankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten

80.374,12

2.135,55

25.000,00

107.509,67

Gezeichnetes Kapital

B. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen

D. VERBINDLICHKEITEN

Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und Leistungen

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
EUR 76.509,67

25.000,00

6.000,00

76.509,67

107.509,67



ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

Bestätigungsvermerk

Anlage II
Seite 1

Wir haben die Liquidationseröffnungsbilanz und den erläuternden Bericht der ARGE SGB

11 Halle GmbH in Liquidation zum 01. Januar 2011 geprüft. Die Aufstellung der

Liquidationseröffnungsbilanz und des erläuternden Berichts nach den deutschen

handelsrechtlichen und den ergänzenden gesellschaftsrechtlichen Vorschriften liegt in der

Verantwortung der Liquidatoren der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der

Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über die

Liquidationseröffnungsbilanz und über den erläuternden Bericht abzugeben.

Wir haben unsere Prüfung entsprechend § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und

durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die

Liquidationseröffnungsbilanz und den erläuternden Bericht wesentlich auswirken, mit

hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen

werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und

rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler

berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben

in der Liquidationseröffnungsbilanz und dem erläuternden Bericht überwiegend auf der

Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten

Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Liquidatoren sowie

die Würdigung der Gesamtdarstellung der Liquidationseröffnungsbilanz und des

erläuternden Berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend

sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entsprechen die Liquidationseröffnungsbilanz und der erläuternde Bericht den deutschen

handelsrechtlichen und den ergänzenden gesellschaftsrechtlichen Vorschriften und

vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den

Henschke und Partner mbB
WIrtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
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tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der

Gesellschaft.

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder

Weitergabe der Bilanz in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf

es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk

zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Halle (Saale), den 03. Februar 2016

Henschke und Partner mbB

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

I

Marcusvan den Broek

Wirtschaftsprüfer

Henschke und Partner mbB
Wi rtschaftsprü fu ngsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
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ARGE 5GB II Halle GmbH i.L.
Halle (Saale)

1. Gründung, Handelsregister

Rechtliche Verhältnisse

Anlage III
Seite 1

Die Gesellschaft wurde am 15. Dezember 2004 gegründet (Fassung vom 15. Dezember

2004, Notarin Christine Albert, Halle, UR 1386/2004) und im Handelsregister B beim

Amtsgericht Stendal am 16. März 2005 unter der Nummer HRB 15208 eingetragen.

2. Auflösung

Auf der Gesellschafterversammlung vom 25.11.2010 wurde beschlossen die Gesellschaft

per 01.01.2011 aufzulösen. Als Liquidatorin wurde zunächst Frau Sylvia Tempel bestellt.

Seit dem 11.05.2015 ist Herr Jan Kaltofen Liquidator.

Die Auflösung wurde am 04. Januar 2011 durch Notarin Christine Albert mit der Urkunden­

Rolle Nr. 3/2011 beim Handelsregister angemeldet und am 07. Februar 2011 im

Handelsregister eingetragen.

3. Firma und Sitz

Die Gesellschaft führt die Bezeichnung Firma ARGE SGB II Halle GmbH i.L. und hat ihren

Sitz in Halle (Saale).

4. Kapital, Gesellschafter

Das Stammkapital verteilt sich zum Bilanzstichtag zu 50,4 % (EUR 12.600,00) auf die Stadt

Halle (Saale) und zu 49,6 % (EUR 12.400,00) auf die Agentur für Arbeit Halle, Körperschaft

des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung.

5. Geschäftsführung, Vertretung

Die Gesellschaft wird durch den Liquidator, Herr Kaltofen, vertreten. Er vertritt die

Gesellschaft allein.

Henschke und Partner mbB
WIrtscllaftsprüfu ngsgesellschaft

Steuerberatu ngsgesellschaft



Allgemeine Auftrragsbedlingunge:m
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2002

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für die Vedräge zwischen Wirtschafts­
prüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im nachstehenden zusam­
menfassend "Wirtschaftsprüfer" genannt) und ihren Auftraggebern über Prü­
fungen, Beratungen und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas anderes aus­
drücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben Ist.

(2) Werden Im Einzelfall ausnOlhmsweise vertragliche Beziehungen auch
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und anderen PersOnen als dem Auftraggeber
begründet, so gelten auch gegenüber solchen Dritten die Bestimmungen der
nachstehenden Nr. 9.

2. Umfang lind AusWhrung des Auftrages

(1) Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein be­
stimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Berufsausübung ausgefOhrl. Der Wirtschaftsprüfer ist be­
rechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages sachverständiger Personen zu
bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Hechts bedarf - außer bei betriebs­
wirtschaftlichen Prüfungen - der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist, nicht auf die
Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder Sondervor­
schriften, wie z. B. die Vorschriften des Preis-, Wetlbewerbsbeschränkungs­
und Bewlrlschaftungsrechts beachtet sind; das gleiche gilt für die Feslsteliung,
ob Subventionen, Zulagen oder sonstige Vergünstigungen in Anspruch
genommen werden können. Die AusfÜhrung eines Auftrages umfaßtnur dann
Prüfungshandlungen, die gezielt auf die Aufdeckung von Buchfälschungen
und sonsligen Unregelmäßigkeiten gerichtet sind, wenn sich bel der Durch­
führung von Prüfungen dazu ein Anlaß ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich
vereinbart Ist.

(4) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden beruflichen
Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den AUftraggeber auf
Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen.

3. Aufklänmgspflicht des Auftraggebers

(1') Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages
notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm von allen Vor­
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des
Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen,
Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Wirtschafts­
prüfers bekannt werden.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän­
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte und Erklä­
rungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen Erklärung zu
bestätigen.

4. Sicherung der Unabtl1:ingiglwit

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen wird, was die Unab­
hängigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährden könnte. Dies gilt
insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf
eigene Rechnung zu übernehmen.

5. Berichterst811ung und mündliche Auskünfte

Hat der Wirtschaftsprüfer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schriftlich darzu~

stellen, so ist nur die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei Prüfungsauf­
trägen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart Ist, schriftlich
erstattet. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitern des Wirt­
schaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich.

6. Schutz des geistigen Eigentums des Wirtschaftsprüfers

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmen des Auftrages vom Wirt­
schaftsprüfer gefertigten Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zelch~

nungen, Aufstellungen und Berechnungen, insbesondere Massen- Und Kos­
tenberechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden.

7. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Berichte
Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustimmung de~
Wirtschaftsprüfers, soweit sich nicht bereits alls dem Auftragsinhalt die Ein­
willigung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.

Gegenüber einem Dritten haftet der Wirtschaftsprüfer (im Rahmen von Nr. 9)
nur, wenn die VOI'aussetzungen des Salzes 1 gegeben sind.

(2) Die VelWendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaflsprüfers zu
Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Wirtschaftsprüfer
zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchgeführten Aufträge des Auf­
traggebers.

8. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. NUI' bei Fehlschlagen der Nacherfüllung kann er
auch Herabsetzung der Vergütung oder Rückgängigmachung des Vertrages
verlangen; ist der Auftrag von einem l<aufmann 1m Rahmen seines Handels­
gewerbes, einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder Von einem
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen erteilt worden, so kann der Auftrag~

geber die Rückgängigmachung des Vertrages nur verlangen, wenn die
erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens der Nacherfüllung für Ihn ohne
Interesse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt
NI'. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung Von Mängeln muß vom Auftraggeber unver­
züglich schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, die nicht
auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines Jahres
ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler Und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt­
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftraggeber
vom Wirtschaftsprüfer tunliehst vorher zu hören.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungsbeschränkung
des § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Haftung bei Fahrlässigkeit, Einzelner Schadensfall

Falls weder Abs. 1 eingreift noch eine Regelung im Einzelfall besteht, ist die
Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensersalzansprüche jeder Art, -mit
Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gem.
§ 54a Abs. 1 Nr.2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn
eine Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begrün­
det sein sollte. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus
mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben.
Der einzelne Schadensfall umfaßt sämtliche Folgen einer Pfilchtverletzung
ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeln~

anderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher
oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als ein­
heitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mit­
einander in rechtlichem oder wirtschaflllchem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mlo. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min­
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen pfilcht­
prüfungen.

(3) Ausschlußfrisfen

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Ausschlußfrist von
einem Jahr geltend gemacht werden, nachdem der Anspruchsberechtigte
von dem Schaden und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kenntnis
erlangt hat, spätestens aber Innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruchs­
begründenden Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb einer
Frist von sechs Monaten seit der schrlflilchen Ablehnung der Ersatzleistung
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde.

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.
Oie Sätze 1 bis 3 gellen auch bel gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit
gesetzlicher Haftungsbeschränkung.

52001 KND
1/2002



10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch den Wirtschafts­
prüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschlus­
ses oder lageberichts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung nicht slall­
findet, der schriftlichen Einwilligung des Wirtschaftsprüfers. Hat der Wirt­
schaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis auf
die durch den Wirtschaftsprüfer (lurchgeführte Prüfung im lagebericht oder
an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schriftlicher Ein­
willigung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten Wortlaut
zuiässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11, Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuers"chen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer­
lichen Einzelfr8gen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
gemmnten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstänclig
zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch den
Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfaßt nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Hancllungen, es sei denn, daß der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Falle hat der Auf­
traggeber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesent­
lichen Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so recht;::eitig vorzulegen,
daß dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schr1ftfichen Vereinbarung umfaßt die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:

a) .Ausarbeltung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaflsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuer­
erklärungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden
Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung erforderlicher
Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten
Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erkiärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichllieh der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungs8uffassung.

(4) Erhält der WirtschaftsprÜfer für die laufende Steuerberatung ein Pauschal­
honorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter
Abs. 3 d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorieren.

(5) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper­
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrages. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z. B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerb­
steuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der
Finanz- und der Verwa!lungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen
und

c} die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit
Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhöhung und ~herabsetzung,

Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebs­
veräußerung, liquidation und dergleichen.

(6) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechllichen Vergünstigungen wahr­
genommen worden sind, Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der
Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht über­
nommen.

12, Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle
Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den Auf­
traggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es sich
dabei um den Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen
handelt, es sei denn, daß der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht ent­
bindet.

(?-) Der WirlschaftsprOfer darf Berichte, Gutachten Lind sonstige schrlfUiche
Außerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Drillen nur mit Einwilligung
des Auftraggebers aushändigen,

(3) Der Wirtschaftsprüfer ist befugt, ihm anvertraute personenbe7..ogene
Dat8n im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftraggebers zu verarbeiton
oder durch Dritte verarbeiten zu lassen.

13. Annahrneverzug und unterl8ssene Mitwirkung des Auftraggebers

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Wirlschaftsprüfer ange­
botenen leistung in Verzug oder unterläßt der Auftraggeber eine ihm nach
Nr, 3 oeler sonstwie obliegende Mitwirkung, so ist der Wirtschaftsprüfer zur
fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der Anspruch
des Wirtschaftsprüfers auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder die unter­
lassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen
sowie des verursachten Schadens, und zwar auch dann, wenn der Wirt­
schaftsprüfer von dem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.

14, Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen­
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie­
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Ver­
gütung und Auslagenersalz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig fest­
gestellten Forderungen zulässig.

15, Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen

(1) Der Wirlschaftsprüfer bewahrt die im Zusammenhang mit der Erledigung
eines Auftrages ihm übergebenen und von ihm selbst angefertigten Unterlagen
sowie den über den Auftrag geführten Schriftwechsel zehn Jahre auf.

(2) Nach Befriedigung seiner Ansprüche allS dem Auftrag hat der Wirtschafts­
prüfer auf Verlangen des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die
er alls Anlaß seiner Tätigkeit für den Auftrag von diesem oder für diesen
erhalten haI. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen dem Wirt­
schaftsprüfer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser
bereits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Der Wirtschaftsprüfer kann von
Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Foto­
kopien anfertigen und zurückbehalten.

16. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.


